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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 11/7903 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte 
in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 


A. Problem 

Das Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und 
Finanzgerichtsbarkeit vom 31. März 1978 (BGBl. I S. 446), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 4. Juh 1985 (BGBl. I S. 1274), gilt 
bis zum 31. Dezember 1990. Um über den 31. Dezember 1990 hin- 
aus die weiterhin notwendige Entlastung der Gerichte sicherzu- 
stellen, bedarf es einer Verlängerung dieses Gesetzes, zumal auch 
in den kommenden Jahren mit einem weiteren Anstieg der Ein- 
gänge zu rechnen ist. 


B. Lösung 

Die Geltungsdauer des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte in der 
Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit wird für die Gerichte in 
der Finanzgerichtsbarkeit über den 31. Dezember 1990 hinaus bis 
zum 31. Dezember 1992 verlängert. 

Für die Gerichte in der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind die ent- 
sprechenden Bestimmungen in dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des verwaltungsgerichthchen Verfahrens (Viertes 
Gesetz zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung — 
4. VwGOÄndG) — Drucksache 11/7030 — enthalten. 

Einstimmigkeit bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/7903 — in der aus der anlie- 
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Oktober 1990 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich Dr. Hüsch Wiefelspütz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte 
in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 
— Drucksache 11/7903 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und 
Finanzgerichtsbarkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der Ver- 
waltungs- und Finanz gerichtsbarkeit vom 31. März 
1978 (BGBl. I S. 446), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 4. Juh 1985 (BGBl, I S. 1274), wird wie folgt geän- 
dert: 


In Artikel 1 und in Artikel 5 Abs. 1 und 2 wird die 
Jahreszahl „1990'' durch die Jahreszahl „1992" er- 
setzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und 
Finanzgerichtsbarkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der Ver- 
waltimgs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 31. März 
1978 (BGBl. I S. 446), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 4. Juh 1985 (BGBl. I S. 1274), wird 
wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 1 
Geltungsdauer 

Bis zum 31. Dezember 1992 gelten für Verfahren 
vor den Gerichten in der Finanzgerichtsbarkeit 
die Vorschriften des Artikels 3 dieses Gesetzes." 

2. In Artikel 5 Abs. 2 wird die Jahreszahl „1990" 
durch die Jahreszahl „1992" ersetzt. 

Artikel 2 

entfällt 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Hüsch und Wiefelspütz 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den von den Koahtions- 
fraktionen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte 
in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 

— Drucksache 11/7903 — in seiner 226. Sitzung vom 
20. September 1990 in erster Lesung beraten und an 
den Rechtsausschuß federführend und an den Innen- 
ausschuß und Finanzausschuß mitberatend überwie- 
sen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 95. Sit- 
zung und 97. Sitzung am 19. September 1990 und am 
10. Oktober 1990 beraten und einstimmig bei Enthal- 
tung der Fraktion DIE GRÜNEN die Annahme des 
Gesetzentwurfs der Koahtionsfraktionen — Drucksa- 
che 11/7903 — , vorbehaltlich der Stellungnahme der 
mitberatenden Ausschüsse, empfohlen. 

Der Innenausschuß und der Finanzausschuß haben in 
ihren Sitzungen am 24. Oktober 1990 einstimmig 

— im Innenausschuß bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, im Finanzausschuß bei Abwesenheit der 
Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 — vor geschlagen, 
die Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 


IL 

Im Rechtsausschuß bestand Einigkeit darüber, daß 
das bis zum 31. Dezember 1990 befristete Gesetz zur 


Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und Fi- 
nanzgerichtsbarkeit für die Gerichte in der Finanzge- 
richtsbarkeit um weitere zwei Jahre verlängert wer- 
den solle, da die Zahl der Eingänge bisher nicht abge- 
nommen habe und vielmehr noch mit einem weiteren 
Anstieg zu rechnen sei. Die Entlastung der Gerichte in 
der Finanzgerichtsbarkeit habe bisher nicht im Zu- 
sammenhang mit einer Novellierung der Prozeßord- 
nung erreicht werden können, da der Entwurf zur 
Novellierung der Finanz gerichtsordnung bisher nicht 
habe abschheßend beraten werden können und des- 
halb eine Überführung der Regelungen des Entla- 
stungsgesetzes in Dauerrecht nicht möglich gewesen 
sei. 

Hinsichthch der Bestimmungen zur Verlängerung der 
Regelungen zur Entlastung der Gerichte in der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit, die ebenfalls im Entwurf der 
Koalitionsfraktionen enthalten waren, hat der Rechts- 
ausschuß die Streichung empfohlen. Diese Empfeh- 
lung folgt daraus, daß der Rechtsausschuß auch dem 
Gesetzentwurf zur Neuregelung des verwaltungsge- 
richthchen Verfahrens (Viertes Gesetz zur Änderung 
der Verwaltungsgerichtsordnung — 4. VwGOÄndG) 
— Drucksache 11/7030 — abschließend beraten und 
seine Annahme vorgeschlagen hat. Dieser Gesetzent- 
wurf sieht dauerhafte Regelungen zur Entlastung der 
Gerichte in der Verwaltungsgerichtsbarkeit vor und 
soll ebenfalls am 1. Januar 1991 in Kraft treten, so daß 
sich insoweit eine Verlängerung der Entlastungsrege- 
lungen erübrigt. 


Bonn, den 25. Oktober 1990 


Dr. Hüsch Wiefelspütz 

Berichterstatter 
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